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Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung, begrüßt die 
Anwesenden und entschuldigt den Vorsitzenden 
des Ausschusses für Kultur und Medien, Abg. 
Sven Lehmann, der krankheitsbedingt verhindert 
sei. Als amtierender stellvertretender Vorsitzender 
habe er, Abg. Dr. Gregor Gysi (Die Linke), daher 
die Sitzungsleitung inne. Der Vorsitzende gibt 
weitere organisatorische Hinweise und erläutert 
den geplanten Ablauf. 

 

Tagesordnungspunkt 1 

Deutsch-israelische Kulturbeziehungen / 
Antisemitismus im Kulturbereich  
 

Der Vorsitzende begrüßt die Gäste, erläutert das 
unter den Obleuten vereinbarte Verfahren und 
führt in die Thematik ein. Die deutsch-israeli-
schen Beziehungen basierten auf Deutschlands 
historischer Verantwortung für die Shoah. Der 
erste Artikel des Grundgesetzes laute „Die Würde 
des Menschen ist unantastbar“ und sei ohne die-
ses Verbrechen so wohl nicht formuliert worden. 
Der Satz begründe einen universalen Anspruch 
auf Menschenwürde. 

Der 7. Oktober 2023 und der darauffolgende Krieg 
in Gaza würfen ihre Schatten auf das sich polari-
sierende gesellschaftliche Klima. Im Kulturbe-
reich eskaliere ein ‒ auch den Eigenarten des 
Felds geschuldeter ‒ unversöhnlicher Positions-
konflikt. Kulturredakteurinnen und -redakteure 
sowie insbesondere jüdische und israelische 
Künstlerinnen und Künstler berichteten von 
Ausladungen, Boykottaufrufen und Anfein-
dungen. Gleichzeitig stießen kritische Stimmen 
zur israelischen Regierungspolitik gegenüber 
palästinensischen Zivilistinnen und Zivilisten auf 
Widerstände.  

Die Dialogfähigkeit sinke, obwohl sie bitter nötig 
sei. Projekte und Programme, deren Ziel Versöh-
nung sei, seien so relevant wie eh und je. Der 
Vorsitzende hebt beispielshaft das West Eastern 
Diwan Orchestra positiv hervor. In dem Orchester 
spielten israelische, palästinensische und ara-
bische Musikerinnen und Musiker zusammen. 
Musik sei eine universelle Sprache, die Brücken 

über politische Grenzen schlage.  

Der Vorsitzende erteilt Staatsminister (StM) 
Dr. Weimer das Wort zur Einführung.  

StM Dr. Wolfram Weimer (Der Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und Medien, BKM) 
bemerkt, man treffe sich zu einem ernsten, be-
drückenden Thema. Der Antisemitismus in 
Deutschland und ganz Europa habe in den vergan-
genen Monaten ein Ausmaß angenommen, das er-
schreckend und zum Teil unfassbar sei. 

Nach dem Überfall der Hamas auf Israel am 
7. Oktober 2023 sei eine Welle der Empathie 
erwartbar gewesen. Stattdessen habe man massive 
und einseitige Anfeindungen in allen Dimensi-
onen erlebt. Der Antisemitismus habe in vielen 
Facetten Fratzen gezeigt, die seine Generation 
noch nicht erlebt habe.  

Daher sei es gut, darüber zu reden, was man tun 
könne und was zu beachten sei. Die Stimmung, 
die Europa geprägt habe, spalte nicht nur Europa 
und Deutschland, sondern sie gefährde unmittel-
bar jüdisches Leben hierzulande. Der Kultur-
bereich sei in besonderer Weise betroffen, weil 
Kulturschaffende auf Bühnen sichtbar und Projek-
tionsflächen seien und darum häufiger attackiert 
würden. Das geschehe manchmal leise durch 
stille Boykotte. StM Dr. Weimer nennt Beispiele. 
Das geschehe aber auch durch laute, aggressive 
Boykottaufrufe oder direkte persönliche Angriffe. 
StM Dr. Weimer nennt einige Beispiele dafür, 
eines ist die Ausladung des israelischen Dirigen-
ten Lahav Shani (Münchner Philharmoniker) von 
einem belgischen Festival in Gent. Die Berliner 
Kulturgesellschaft habe schnell reagiert und den 
Dirigenten sofort nach Berlin eingeladen. Man 
habe gezeigt, dass man das nicht hinnehme. Es sei 
ein wunderbarer Abend gewesen, bei dem sich die 
Menschen buchstäblich physisch vor das Orches-
ter gestellt hätten.  

Am folgenden Tag werde entschieden, ob Israel 
am Eurovision Song Contests (ESC) teilnehmen 
dürfe oder nicht. Es handele sich um das größte 
popkulturelle Ereignis der Welt. Es gebe eine 
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große Boykottbewegung. Die Bundesregierung 
habe sich in den vergangenen Wochen mit vielen 
Telefonaten und Gesprächen sehr darum bemüht, 
eine Mehrheit dafür zu gewinnen, dass Israel 
teilnehmen dürfe. Die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten (ÖRR) hätten sich ebenfalls 
sehr engagiert, was ihn sehr freue.  

Es sei ungewiss, wie es ausgehe. Daher habe 
Deutschland das Thema auf die Tagesordnung der 
Tagung des Rates der Europäischen Union (Bil-
dung, Jugend, Kultur und Sport/Kultur- und 
Medienministerrat) in Brüssel am 28. November 
2025 setzen lassen. Er habe hören wollen, wie die 
Länder zu der Thematik stünden. Etwa zehn Staa-
ten hätten Stellung bezogen. Alle seien auf der 
Linie Deutschlands gewesen, auch jene, von 
denen man gedacht habe, sie seien eher pro Boy-
kott. Am Ende habe der EU-Kommissar für Gene-
rationengerechtigkeit, Jugend, Kultur und Sport, 
Glenn Micallef, mitgeteilt, dass auch die EU-
Kommission offiziell Protest gegen einen Boykott 
Israels erhebe. Er habe gesagt, man brauche kein 
zweites 1938. Das sei ein klares Statement gewe-
sen. Er hoffe sehr auf eine entsprechende Ent-
scheidung am folgenden Tag. 

Mit Blick auf den 60. Jahrestag der deutsch-
israelischen Beziehungen müsse man schauen, 
dass die Dinge systematisch vorangetrieben wür-
den, man Projekte fördere und Institutionen 
stärke, die jüdisches Leben sichtbar machten und 
verteidigten. Darum habe das Haus des BKM 
wieder den Deutsch-Hebräischen Übersetzerpreis 
ausgeschrieben. Schließlich sei die Vermittlungs-
leistung der Literaten, der sprachliche, litera-
rische, lyrische Zugang zueinander, ein wunder-
bares Tor. Institutionen wie das Jüdische Museum 
Berlin (JMB) sollten finanziell gestärkt werden. 
Das Haus des BKM habe für das JMB noch einmal 
550.000 Euro mobilisiert. StM Dr. Weimer dankt 
Hetty Berg, Direktorin des JMB, ausdrücklich für 
ihre Arbeit.  

Auch Projektförderungen seien in diesem Zu-
sammenhang in jedem Einzelfall wichtig. StM 
Dr. Weimer nennt Beispiele, etwa die Nova Music 
Festival Exhibition in Berlin (NOVA-Festival), die 
eine beeindruckende, erfolgreiche Ausstellung 

gewesen sei. Man müsse nicht nur das Thema 
adressieren und gegebenenfalls Protest erheben, 
sondern auch ermöglichen, dass sich jüdisches 
Leben in Deutschland und Europa ausdrücken 
dürfe. StM Dr. Weimer dankt Dr. Josef Schuster, 
Präsident des Zentralrats der Juden in Deutsch-
land, ausdrücklich für sein Wirken. 

Der Vorsitzende leitet in die erste Fraktionsrunde 
über. 

Abg. Dr. Götz Frömming (AfD) bringt seine Freu-
de über die Anhörung zum Ausdruck, die die 
Fraktion der AfD initiiert habe. Diese erkenne das 
Engagement StM Dr. Weimers ausdrücklich an. 
Man spreche am heutigen Tag über ein parteiüber-
greifendes Thema. Nach dem 7. Oktober 2023 sei 
es zu Anfeindungen gekommen. Das sei bereits 
vor dem Beginn der israelischen Militäraktion der 
Fall gewesen. Man beobachte Anfeindungen in 
ganz Europa, er persönlich habe anti-israelische 
Proteste in Italien gesehen. Sein Eindruck sei, 
dass die antisemitischen, anti-israelischen Kund-
gebungen und Proteste in Kultureinrichtungen 
und Hochschulen in Deutschland auf einen be-
sonders fruchtbaren Boden gefallen seien. Ob er 
dies bestätigen könne, sollen Herr Noll und auch 
die anderen Gäste beantworten.  

Herr Noll betone in seiner Stellungnahme, dass 
pro-israelische Positionen im Kulturbereich be-
nachteiligt würden. Ob er Fälle oder Mechanis-
men benennen könne, die dies belegten, ist eben-
falls von Interesse. Weiterhin spreche Herr Noll in 
seiner Stellungnahme von israelfeindlichen und 
antisemitischen Haltungen, die im Kulturbereich 
zunehmend salonfähig würden. Inwiefern er ins-
besondere Einflüsse aus dem linksextremen Spek-
trum sehe, dass Israel oft als kolonialen Aggressor 
einordne (Stichwort Postkolonialismus), möge der 
Sachverständige erklären. Wie er sich die zuneh-
mende gesellschaftliche Akzeptanz von Israel-
Boykotten in der Mitte der Gesellschaft, mitten im 
Kulturbetrieb und an Hochschuleinrichtungen 
erkläre (Stichworte Berlinale, Documenta), soll 
Herr Noll zudem beantworten. 

Abg. Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU) sagt, das Thema 
der Sitzung bewege alle. Man erlebe einen erstar-
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kenden Antisemitismus in verschiedenen Be-
reichen der Gesellschaft, vor allen Dingen in der 
Kunst- und Kulturszene. Künstlerinnen und 
Künstler berichteten ihr, dass es Druck gebe, dass 
man sich anti-israelisch und im Zweifel sogar 
antisemitisch äußern müsse und dass pro-
israelische Positionen skandalisiert würden. 
Dieser Zustand sei bedenklich. 

Sie erlebe auch Fälle eines stillen Boykotts. Das 
heiße, dass israelische und jüdische Künstle-
rinnen und Künstler nicht mehr eingeladen 
würden, obwohl sie exzellent in ihrem Fachbe-
reich seien. Das sei nicht akzeptabel. Es sei vor 
allem nicht akzeptabel, dass Künstlerinnen und 
Künstler aufgrund ihrer Herkunft oder ihres 
Glaubens negative Konsequenzen für ihre Arbeit 
oder sogar für ihr Privatleben befürchten müssten. 
Das betreffe alle und sei auch ein Angriff auf die 
Demokratie. Deswegen sei es wichtig, am heutigen 
Tag darüber zu sprechen.  

Der Zentralrat der Juden in Deutschland fordere in 
seiner Stellungnahme den verstärkten Aufbau von 
Melde- und Beratungsstrukturen. Wie diese aus-
sehen könnten, wo sie institutionell angesiedelt 
sein sollten und welche weiteren Maßnahmen zu 
einer besseren Verständigung zwischen deut-
schen, israelischen und jüdischen Kulturschaf-
fenden führen könnten, soll Dr. Schuster sagen.  

Das Institut für Neue Soziale Plastik habe in 
seiner Stellungnahme Austauschstrukturen emp-
fohlen, um den kulturellen Dialog zwischen 
Deutschland und Israel zu stärken. Ob es positive 
Beispiele als Vorbild gebe, möge Frau Leder 
sagen. Sie habe in Berlin das Open Art Hub mit 
aufgebaut, eine Anlaufstelle für Opfer von Anti-
semitismus im Kulturbereich. Welche Erfah-
rungen sie dort gemacht habe, interessiert eben-
falls.  

Herr Noll schildere in seiner Stellungnahme 
zahlreiche Fälle aus dem Medienbereich, die 
Anlass zur Sorge gäben. Welche Möglichkeiten er 
für die Politik sehe, entgegenzusteuern, soll er 
beantworten. Wie in Israel auf die Situation 
jüdischer und israelischer Künstlerinnen und 
Künstler in Deutschland geschaut werde, ist 

zudem von Interesse. 

Abg. Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) hält fest, dass Antisemitismus in den 
vergangenen zwei Jahren explodiert sei. Dies sei 
nicht aus heiterem Himmel geschehen, sondern 
Ergebnis einer langfristigen Entwicklung. Anti-
semitismus trete seit vielen Jahren immer offener 
und gewaltvoller auf. Dafür gebe es in der Gesell-
schaft viele Gelegenheitsstrukturen. Abg. Schön-
berger nennt die Corona-Pandemie, das Erstarken 
der AfD als parlamentarischen Arm der extremen 
Rechten, die Documenta sowie den Aiwanger-
Flugblatt-Skandal. 

Der Kulturbereich sei von der Entwicklung nicht 
ausgenommen. Das sei nicht neu, weil Gelehrte 
und Intellektuelle bei antisemitischer Radikali-
sierung schon immer eine entscheidende Rolle 
gespielt hätten. Gleichzeitig sei es erfreulich, dass 
viele Menschen im Kunst- und Kulturbereich 
antisemitismuskritische Bildungsarbeit machten. 
Diese müssten unterstützt werden.  

Auch die Betroffenen von Antisemitismus im 
Kunst- und Kulturbereich müsse man unter-
stützen. Seit zwei Jahren berichteten jüdische und 
israelische Künstlerinnen und Künstler von 
Gesinnungstests, abgesagten Auftritten und Dro-
hungen. 

Die Koalition aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP habe in ihrer Regierungszeit den Jü-
dischen Kulturfonds geschaffen. Wie dieser 
verbessert werden könne, damit er noch mehr 
jüdische und israelische Kunst- und Kultur-
schaffende erreiche als bisher, soll Frau Leder 
sagen. Was darüber hinaus getan werden könne, 
um diejenigen Institutionen im Kunst- und 
Kulturbereich zu unterstützen, die sich reflek-
tieren möchten, ist ebenfalls von Interesse. 
Schließlich habe das Institut für Neue Soziale 
Plastik in seiner Stellungnahme geschrieben, die 
Lösung könne nicht von außen, sondern müsse 
aus dem Kunst- und Kulturbereich heraus 
kommen. Welche Rolle bei den aktuellen 
Problemen die Tatsache spiele, dass in einigen 
Kulturinstitutionen ihre Geschichte während des 
Nationalsozialismus nicht aufgearbeitet worden 
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sei, möge Frau Leder ebenfalls beantworten. 

Ob der Bundesregierung Zahlen darüber vorlägen, 
inwieweit die Angst vor Shitstorms, Kritik oder 
finanziellen Risiken dazu führe, dass Institutionen 
Kooperationen mit israelischen oder jüdischen 
Akteurinnen und Akteuren vermieden (Stichwort 
sekundärer Boykott), soll StM Dr. Weimer sagen. 
Welche Maßnahmen die Bundesregierung ergreife, 
um unabhängige Beratungsstrukturen speziell im 
Bereich Antisemitismus im Kunst- und Kultur-
bereich zu unterstützen, interessiert ebenso.  

Abg. Nancy Faeser (SPD) teilt mit, sie finde es 
unerträglich, dass man seit Jahrzehnten in 
Deutschland mit Antisemitismus leben müsse. Es 
sei beschämend, dass bereits vor dem Oktober 
2023 Kinder von jüdischen Familien nur unter 
Polizeischutz in Kindertagesstätten und Schulen 
hätten gebracht werden können.  

Der 7. Oktober 2023 sei eine furchtbare Zäsur 
gewesen. Der terroristische Angriff der Hamas sei 
nach der Shoah das schlimmste Verbrechen an 
Jüdinnen und Juden weltweit gewesen. Es sei ein 
unfassbarer Hass auf Jüdinnen und Juden entstan-
den, gerade auch in Deutschland. Sie wolle ein 
Phänomen benennen, das insbesondere den 
Kulturbereich betreffe. Sie habe vor allen Dingen 
die Stimmen vermisst, die sich nach dem Terror-
angriff auf die Seite Israels gestellt hätten. Wo der 
Aufschrei in der Kultur gegen Antisemitismus sei, 
wolle sie in die Runde fragen.  

Ihre Vorrednerin habe auf Schwierigkeiten gerade 
im intellektuellen Bereich hingewiesen. Doch 
gebe es dort auch sehr viele kluge Menschen, die 
gegen Antisemitismus aufstünden. Sie vermisse 
allerdings die Bewegung dahinter. 

Das Institut für Neue Soziale Plastik habe in 
seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, dass 
gerade der deutsch-israelische Kulturaustausch 
sehr schwach ausgeprägt sei. Wie man zu einem 
besseren Austausch kommen könne, ohne regu-
lierend zu sein und ohne in die Kulturfreiheit 
einzugreifen, soll Frau Leder sagen. Was man sich 
auch kurzfristig an Melde- und Beratungsstruk-

turen vorstellen könne, mögen Frau Leder und 
Frau Berg beantworten. 

Sodann spricht Abg. Faeser über das Thema 
Faktensicherheit in der Medienberichterstattung. 
Ob man die richtigen Fakten über das erfahre, was 
vor Ort passiere, wie es mit der Freiheit des Rund-
funks aussehe und was man tun könne, um mehr 
Faktensicherheit zu bekommen, soll Herr Noll 
sagen. Welche Investitionen in die Sicherheit zum 
Schutz von Kultureinrichtungen nötig seien, 
sollen Frau Berg und Herr Dr. Schuster sagen.  

Abg. Dr. Gregor Gysi (Die Linke) spricht für die 
Fraktion Die Linke. Frau Leder spreche von der 
Gefahr, dass Kooperationen einschliefen und von 
einer möglicher Resonanzkatastrophe. Die Sach-
verständige soll diesen Punkt erläutern. Welche 
Anzeichen sie dafür im Kulturbetrieb sehe und 
was der Kipppunkt sei, soll ebenfalls gesagt wer-
den.  

Prof. Dr. Mendel sei durch seine Tätigkeit in der 
Kulturszene gut vernetzt. Wie israelische und 
jüdische Künstlerinnen und Künstler das Klima in 
Berlin und in ganz Deutschland wahrnähmen, soll 
der Sachverstände beschreiben. Welche empi-
rischen Daten oder Studien er für zentral halte, 
um Antisemitismus im Kulturbereich belastbar zu 
erfassen und wo er die größten Forschungslücken 
sehe, soll Dr. Funck sagen. 

Wie er das Narrativ eines importierten Antisemi-
tismus vor dem Hintergrund der langen Geschich-
te von Antisemitismus in Deutschland beurteile 
und wie es sich mit antimuslimischem Rassismus 
im Kontext der gesellschaftlichen Polarisierung 
verhalte, möge Prof. Dr. Mendel sagen. Ob ein An-
stieg zu verzeichnen sei, ist ebenfalls von Interes-
se. 

Der Vorsitzende erteilt das Wort für die 
Antworten.  

Hetty Berg (Jüdisches Museum Berlin) spricht 
zunächst über die deutsch-israelischen Bezie-
hungen im Kulturbereich. Das JMB sei in einer 
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Ausnahmeposition, weil das jüdische Leben in 
Geschichte und Gegenwart sein Thema sei und 
man immer mit israelischen Institutionen zusam-
mengearbeitet habe. Es gebe mehrere Beispiele 
dafür. Es habe zum Beispiel die Ausstellung „Sex. 
Jüdische Positionen“ kurz nach dem 7. Oktober 
2023 stattgefunden. Dort habe sie von israelischen 
Künstlerinnen und Künstlern gehört, dass diese 
über die Einladung sehr froh gewesen seien. Sie 
hätten berichtet, dass sie nicht erst seit dem 
7. Oktober, sondern schon länger nicht mehr ein-
geladen würden. Auch jüdische Künstlerinnen 
und Künstler aus Amerika hätten Ähnliches be-
richtet.  

Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs habe es 
immer Antisemitismus gegeben. Der Antisemi-
tismus sei angestiegen beziehungsweise mehr in 
die Öffentlichkeit gekommen. Selbstverständlich 
müsse man überall, wo einem Judenfeindlichkeit 
begegne, alles daransetzen, dieser entgegenzu-
wirken.  

Man müsse sorgfältig darüber urteilen, was anti-
semitisch sei. Es werde zu oft sehr schnell etwas 
als antisemitisch bezeichnet. Antisemitismus 
werde auch vielen jüdischen Menschen und Isra-
elis in Deutschland zu Unrecht unterstellt. Das sei 
auch ein großes Problem, da manchmal Antisemi-
tismus für andere Ziele instrumentalisiert werde. 
Das mache deutlich, dass die Juden und Jüdinnen 
in Deutschland wieder eine große Projektions-
fläche seien. Das sei nicht im Interesse der Juden 
und Jüdinnen und helfe nicht weiter. 

Man solle sich ‒ wie es auch das JMB tue ‒ nicht 
nur auf Antisemitismus fokussieren, weil man 
dann negative Narrative über Juden und Jüdinnen 
bekomme. Diese seien dann wieder Opfer. So 
würden Jüdinnen und Juden ohnehin bereits 
wegen der Shoah gesehen. 

Jüdisches Leben sichtbar zu machen und viele 
Aspekte der jüdischen Kultur zu vermitteln sei 
wirksame Antisemitismus-Prävention. Das sei oft 
hilfreicher als immer nur auf den Antisemitismus 
zu gucken und zu sagen, man dürfe dies oder 
jenes nicht machen und dies oder jenes sei falsch. 
Es fehle sonst auch an zuverlässigen Informa-

tionen und Kenntnissen im Allgemeinen. 

Dabei sei Antisemitismus ein gesamtgesellschaft-
liches Problem und es gebe glücklicherweise sehr 
viele Institutionen, die sich damit beschäftigten. 
Das JMB habe eine breite Auffassung von der Auf-
gabe der Antisemitismusprävention. Alles, was 
man mache, sei darauf ausgerichtet.  

Die Frage der Investitionen in die Sicherheit be-
treffe etwas sehr Grundsätzliches, das schon seit 
den 1970er-Jahren in Deutschland ein Thema sei. 
Das JMB habe diesbezüglich mehr mit dem Land 
Berlin als mit dem Bund zu tun. Die bürokra-
tischen Wege seien oft lang. Beispielsweise benö-
tige man bereits seit 2019 etwas Bestimmtes und 
das Vorhaben sei noch immer nicht umgesetzt. 
Eine Beschleunigung der bürokratischen Wege sei 
für alle Institutionen wünschenswert. 

Olaf Zimmermann (Deutscher Kulturrat) sagt, der 
Deutsche Kulturrat stelle sich weiterhin wie 
immer eindeutig und unmissverständlich gegen 
jede Form des Antisemitismus. Selbstverständlich 
wolle man, dass israelische Künstlerinnen und 
Künstler beim ESC aufträten. Jede Form von Boy-
kott schade auch der Kunstfreiheit und nütze 
niemandem etwas.  

Das ernste Problem, das man lösen müsse, sei 
nicht erst gerade vom Himmel gefallen. Antisemi-
tismus sei tief in die kulturelle Agenda Deutsch-
lands eingeschrieben. Das sei eine Tatsache und 
deswegen müsse man auch nicht lange darüber 
lamentieren, dass der Antisemitismus von außen 
nach Deutschland gebracht worden sei. Er sei 
bereits die ganze Zeit in Deutschland gewesen 
und im Moment zeige er seine hässliche Fratze 
noch einmal deutlicher. 

Die Stimme aus der Kultur gegen Antisemitismus 
sei nicht laut genug. Doch gebe es deutliche Stim-
men gegen jede Form des Antisemitismus. Er bitte 
darum, dass man auch diese sehe und differen-
ziere. Nicht der gesamte Kulturbereich sei anti-
semitisch, sondern der übergroße Teil versuche, 
sich dagegen zur Wehr zu setzen. Das jedoch sei 
nicht einfach. 
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Man sei mit unterschiedlichen Problemen kon-
frontiert. Es gebe zum Beispiel die BDS-Bewegung 
(Boycott, Divestment, Sanctions/ Boykott, Desin-
vestitionen und Sanktionen), die enorm stark im 
Kulturbereich sei. Die Strike Germany-Bewegung, 
die sage, dass ausländische Künstlerinnen und 
Künstler nicht mehr hierzulande auftreten sollten, 
weil in Deutschland die Kunstfreiheit beschädigt 
sei, mache vielen zu schaffen. 

Man müsse diejenigen stärken, die sich gegen 
Antisemitismus zur Wehr setzten. Die Einrich-
tungen müsse man stärken, Bildungsmaßnahmen 
seien wichtig. Dass der Deutsch-Hebräische Über-
setzerpreis wieder vergeben werde, sei ein gutes 
Zeichen. Noch immer gebe es kein deutsch-
israelisches Jugendwerk, obwohl es bereits durch 
die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) und den israelischen Ministerpräsidenten 
Benjamin Netanjahu vor vielen Jahren auf die 
Schienen gesetzt worden sei. Es sei noch viel Luft 
nach oben. 

Man solle darüber reden, wie mehr Kontakte 
zwischen Israelis und Deutschen organisiert wer-
den könnten. Damit könne man auch gegen Anti-
semitismus vorgehen. Das sei der bessere Weg, als 
mit regulatorischen Maßnahmen zu arbeiten.  

In der Zeitung des Deutschen Kulturrats „Politik & 
Kultur“ spiele in den letzten Ausgaben das Thema 
Israel und jüdisches Leben eine große Rolle. Man 
wolle zeigen, dass es jüdisches Leben in Deutsch-
land gebe. Man mache auch viele gemeinsame 
Aktivitäten mit dem Zentralrat der Juden in 
Deutschland. Das alles sei notwendig, weil es 
erstaunlich wenig Informationen über jüdisches 
Leben in Deutschland gebe. Man könne Antisemi-
tismus auch damit bekämpfen, dass man klar-
mache, jüdisches Leben in Deutschland sei nicht 
etwas Exotisches, sondern es gehöre hierzulande 
zentral zum Leben dazu. Man kämpfe für mehr 
jüdisches Leben in Deutschland. 

Stella Leder (Institut für Neue Soziale Plastik) 
sagt, das Institut für Neue Soziale Plastik sei 
bundesweit die einzige Organisation, die auf das 
Thema Antisemitismus und Kultur spezialisiert 
sei. Es verfüge über ein vielfältiges Netzwerk zu 

israelischen Kulturinstitutionen und habe vor 
einigen Jahren ein Netzwerk von jüdischen und 
israelischen Künstlerinnen und Künstlern in 
Deutschland aufgebaut. Das Institut berate Kultur-
institutionen zum Thema Antisemitismus und 
biete entsprechende Fortbildungen an. 

Im Oktober 2025 habe das Institut eine Studie zu 
den deutsch-israelischen Kulturbeziehungen 
herausgegeben (Resonanzen. Die deutsch-
israelischen Kulturbeziehungen. Bestandsauf-
nahme, Trends und Empfehlungen). Darin arbeite 
man mit dem Kulturbegriff des Auswärtigen 
Amtes, einem sehr weiten Kulturbegriff, der nicht 
nur die klassischen Künste in den Blick nehme, 
sondern auch zum Beispiel den Wissenschafts-
austausch, Jugend usw. Um Verzerrungen etwa 
aufgrund der Corona-Pandemie auszuschließen, 
sei ein Zeitraum von zehn Jahren angeschaut 
worden. Die Ergebnisse seien mit einer ähnlichen 
Studie aus dem Jahr 2004 verglichen worden. 
Beim Austausch der Künste seien alle Bereiche 
rückläufig oder gar stark rückläufig. Das habe 
unterschiedliche Ursachen. Eine Ursache sei, dass 
das Israelbild in Deutschland stetig schlechter 
werde. Auch die internationale Boykott-Bewegung 
habe Einfluss.  

In der Studie habe man sich auf funktionierende 
Beziehungen konzentriert. Man habe sich ange-
schaut, was der Unterschied zwischen Kunst und 
Wissenschaft und zwischen Kunst und den 
anderen Bereichen sei. In der Wissenschaft gebe 
es zum Beispiel Strukturen, die den Austausch 
unterstützten. Es existierten vielfältige Förder-
programme und Projektförderungen. Das gebe es 
in dieser Form im Kulturbereich nicht. Ihre erste 
Empfehlung sei, zu gucken, was man machen 
könne, um den Austausch zu stützen ‒ finanziell 
und strukturell.  

Sodann kommt Frau Leder zum Thema Antisemi-
tismus und Boykott. Man sehe, dass die Kultur-
institutionen hierzulande verunsichert seien. Man 
habe es nicht nur mit aktiven Boykotteuren zu 
tun, sondern auch mit vielen Institutionen, die 
gesehen hätten, was passieren könne (Beispiel 
Kurzfilmtage Oberhausen). Diese Institutionen 
schreckten vor Kooperationen und Einladungen 



  
 

Ausschuss für Kultur und Medien 

   
 

21. Wahlperiode Protokoll der 11. Sitzung 
vom 3. Dezember 2025 

Seite 11 von 21 

 
 

von jüdischen Künstlerinnen und Künstlern 
zurück. Es gehe inzwischen nicht mehr nur um 
israelische Künstlerinnen und Künstler, sondern 
auch um jüdische Künstlerinnen und Künstler, 
die keine israelischen Staatsbürger seien. Die 
Institutionen hätten Angst vor Sicherheitsmaß-
nahmen, sie wüssten nicht, wie sie die Konflikte 
schlichten, wie sie mit all dem umgehen sollten. 
Es brauche dringend bundesweit auf allen Ebenen 
Unterstützungsangebote ‒ einerseits für die 
betroffenen Künstlerinnen und Künstler, ande-
rerseits für Institutionen, die die Auseinander-
setzung suchten und diesen Weg gehen wollten. 

Möglicherweise hätte es nach dem 7. Oktober 
2023 einen größeren Aufschrei gegeben, wenn 
diese enorme Unsicherheit sowie die vielen Kon-
flikte nicht so stark gewesen wären und die Kul-
turinstitutionen nicht allein gelassen worden 
wären.  

Die Erfahrung ihres Hauses sei, dass viele Instit-
utionen, Verbände, freie Gruppen, freie Künstle-
rinnen und Künstler Angebote zur Unterstützung 
annähmen, dass sie die Auseinandersetzung füh-
ren wollten. Darüber müsse man reden. Man müs-
se die unterstützen, die etwas tun oder etwas ve-
rändern wollten. Man solle nicht nur über die 
sprechen, die boykottierten und problematische 
Dinge unternähmen. 

Was die Ereignisse mit der Geschichte von Kultur-
institutionen in der Zeit des Nationalsozialismus 
und mit der Kulturgeschichte allgemein zu tun 
hätten, das sei klar und bereits teilweise benannt 
worden. Antisemitismus sei Teil europäischer 
und damit auch deutscher Kulturgeschichte. So-
lange er in der Kulturgeschichte unsichtbar und 
unbesprochen bleibe, sei es auch schwieriger, eine 
Haltung zum aktuellen Antisemitismus zu finden. 
Man könne Antisemitismus erkennen und dies 
trainieren, indem man sich mit Antisemitismus 
auch früherer Zeiten und in allen Sparten ausein-
andersetze. 

Prof. Dr. Meron Mendel (Bildungsstätte Anne 
Frank) teilt mit, er sei zum dritten Mal im Aus-
schuss für Kultur und Medien zu Gast und habe 
aufgrund der Wortbeiträgen das Gefühl, man trete 

auf der Stelle. Die Probleme seien längst bekannt, 
aber bei der Lösung sei man nicht weitergekom-
men. Seine Erfahrung basiere auf vielen Koopera-
tionen mit mehreren Kulturhäusern bundesweit. 
Er habe seit dem 7. Oktober 2023 an mehreren 
großen Konferenzen teilgenommen. Prof. Dr. 
Mendel nennt einige Beispiele. Seine Erfahrung 
sei, dass es im Kulturbereich deutliche Stimmen 
gegen Antisemitismus gegeben habe, die solida-
risch mit Jüdinnen und Juden seien. Zugleich 
existierten in dem Bereich große Bedenken oder 
auch Angst, mit ihrem Kampf gegen Antisemi-
tismus instrumentalisiert zu werden, etwa zu 
Gunsten des Staates Israel, zu Gunsten einer Poli-
tik, die die Betroffenen mehrheitlich nicht unter-
stützten. Frau Berg habe das Thema Instrumen-
talisierung des Antisemitismusbegriffs/ 
Instrumentalisierung des Antisemitismusvorwurfs 
bereits angesprochen. Er stelle gerade bei dem 
Antisemitismus-sensiblen Teil der Kunst- und 
Kulturwelt fest, dass die Instrumentalisierung als 
Gift funktioniere und einen direkten und vorbe-
haltlosen Kampf gegen Antisemitismus verhin-
dere. 

Er wolle drei Beispiele geben, wo Jüdinnen und 
Juden von falschen Antisemitismusvorwürfen 
getroffen worden seien, und aus seiner Sicht 
entstehe dabei eine neue Form von Antisemi-
tismus. 1. Kurz nach dem 7. Oktober 2023 sei die 
jüdische südafrikanische Künstlerin Candice 
Breitz vom Saarlandmuseum/Stiftung Saarländ-
ischer Kulturbesitz ausgeladen worden. Ihre Aus-
stellung habe Prostitution in Südafrika themati-
siert. Wegen ihrer Solidarität mit der palästinen-
sischen Seite sei diese Ausstellung abgesagt wor-
den und habe bis heute nicht mehr stattgefunden. 
Jeder, der gegen Antisemitismus sei, müsse an 
dieser Stelle nachdenken, ob diese Absage eine 
Maßnahme gegen Antisemitismus gewesen sei. 
2. Berlinale: Die Ehrung einer Kooperation zwi-
schen einem jüdischen Israeli und einem Palästi-
nenser habe aufgrund ihrer Rede zu einer Diffa-
mierung der Filmemacher geführt. Der jüdische 
Filmemacher Yuval Abraham habe Angst gehabt, 
nach der Preisverleihung nach Israel zurückzu-
kehren ‒ aus Furcht vor Gewalt und Diffamie-
rungen. 3. Die Ausladung des deutsch-jüdisch-
israelischen Philosophen Omri Boehm, der eine 
Rede in der Gedenkstätte Buchenwald halten sol-
lte, aufgrund der Aufforderung des israelischen 
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Botschafters Ron Prosor.  

An diesen drei Beispielen sehe man, dass Juden 
auch von falschen Antisemitismusvorwürfen be-
troffen seien. Solche Vorfälle beträfen nicht nur 
die Jüdinnen und Juden. Gerade im Lager all je-
ner, die solidarisch auf der Seite der Jüdinnen 
und Juden in Deutschland stünden, entstehe Ver-
wirrung und Verunsicherung. 

Die Stimmung unter israelischen Künstlerinnen 
und Künstlern sei von zwei Aspekten geprägt. 
Zum einen von Ausladungen, dem Strike-
Germany-Druck, dem Boykott aus dem Pro-
Palästina-Lager und dem Zwang zur Positionie-
rung gegen Israel. Zum anderen von der Angst vor 
Kritik an der israelischen Regierung, die sie in 
großer Mehrheit teilten und der Angst davor, von 
den falschen Antisemitismus-Bekämpfern boykot-
tiert zu werden.  

Sodann spricht Prof. Dr. Mendel über die Frage 
des importierten Antisemitismus. Seit zwei 
Wochen liege eine Studie des Deutschen Zen-
trums für Integrations- und Migrationsforschung 
DeZIM zu dem Thema vor. Kurz gesagt greife der 
Begriff „importierter Antisemitismus“ zu kurz. 
Nach der Studie seien mehr als 50 Prozent der 
AfD-Wähler antisemitisch. Bei den Parteien Die 
Linke und Bündnis90/Die Grünen seien es etwa 
9 Prozent. Man solle sich weniger auf die Her-
kunft und mehr auf das Wahlverhalten konzen-
trieren. Weiterhin sei das Thema antimusli-
mischer Rassismus angesprochen worden. Seine 
Erfahrung aus der Bildung sei, dass man beide 
Aspekte gleichzeitig bearbeiten solle. Das sei ehr-
licher und effektiver. 

Der ehemalige Bundesinnenminister Horst See-
hofer (CSU) habe nach dem Terroranschlag in 
Hanau den Expertenrat Unabhängiger Experten-
kreis Muslimfeindlichkeit (UEM) ins Leben ge-
rufen, der einen ausführlichen Bericht abgegeben 
habe. Doch müsse man feststellen, dass in dem 
Bereich bis heute so gut wie nichts getan worden 
sei. Viele Muslime fühlten sich aktuell ausge-
grenzt und würden nicht gehört. Es wäre ein sinn-
voller Beitrag zur Bekämpfung des Antisemitis-
mus, auch die Belange und die Ängste von fast 

6 Millionen Muslimen hierzulande ernst zu 
nehmen.  

Chaim Noll (Schriftsteller und Journalist) sagt, er 
wolle zum Thema der Sitzung zurückkommen, 
nachdem Prof. Dr. Mendel sehr elegant vom Anti-
semitismus auf ein ganz anderes Feld übergeleitet 
habe. Er sehe keinen Zusammenhang. Wenn er ei-
nen sähe, sei dieser anders. 

An ihn sei die Frage gerichtet worden, ob anti-
israelische Aktionen und Ausschreitungen in 
Deutschland besonders schlimm im Vergleich mit 
anderen europäischen Ländern gewesen seien. 
Dies könne er so nicht bestätigen. Es habe eine in 
ganz Europa wütende Welle antisemitischer und 
anti-israelischer Ausschreitungen gegeben. Man 
sei bei Deutschland immer besonders empfindlich 
und vermute, dass der Antisemitismus dort 
besonders stark sei.  

Doch handele es sich bei der jetzigen Welle von 
Antisemitismus um einen gezielt gegen Israel ge-
richteten Antisemitismus, den man Anti-Israel-
ismus nennen müsse. Dieser sei bei der Linken in 
allen europäischen Ländern seit vielen Jahren auf-
gebaut worden. Das Narrativ vom Zionismus als 
kolonialistisches Modell bis hin zum Vorwurf des 
Rassismus und der Apartheid seien keine neuen 
Aussagen, und sie seien in ganz Europa verbreitet. 

Das Phänomen sei bei der Linken besonders stark 
ausgeprägt. Antisemitismus gebe es in allen Berei-
chen der Gesellschaft, aber der gezielte Anti-
Israelismus, der sich auf das Kolonialismus-
Narrativ berufe, sei bei der Linken ausgeprägt. Es 
handele sich auch um ein Problem der Medien. 
Die großen und tonangebenden deutschen Medien 
‒ auch der ÖRR ‒ seien vor allem von offenbar lin-
ken Journalistinnen und Journalisten dominiert, 
die dieses Narrativ allem voranstellten und in der 
Hamas in erster Linie eine legitime Befreiungsbe-
wegung sähen. Das werde möglicherweise nicht 
mehr so offen gesagt, aber diese Personen seien 
immer geneigt, die Narrative der Hamas zu über-
nehmen. Dies sei bei der Berichterstattung der 
letzten beiden Jahre zu beobachten gewesen ‒ von 
den Opferzahlen angefangen bis hin zu offenkun-
dig absurden Geschichten wie jener, dass Israel 
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Lebensmittel zurückhalte. Das Gegenteil sei der 
Fall gewesen. Die Lebensmittel seien in den Gaza-
streifen geliefert und dann von der Hamas 
zurückgehalten worden. 

Die Opferzahlen seien wahrscheinlich alle falsch. 
Sie seien aber von den deutschen Medien, vom 
ÖRR, wie eine heilige Wahrheit verbreitet worden. 
Zu Beginn des Krieges sei immer noch einschrän-
kend „nach Angaben der von der Hamas kontrol-
lierten Gesundheitsbehörde in Gaza“ hinzugefügt 
worden. Teils habe man sogar von einem Gesund-
heitsministerium gesprochen. Dieser Zusatz sei 
zum Schluss entfallen und es seien bloß noch die 
höchstwahrscheinlich ausgedachten Zahlen der 
Hamas im Raum stehen geblieben. 

Herr Noll verweist auf seine Stellungnahme, in 
der er einige weitere Beispiele für solche Aus-
sagen belegt habe. Wenn man die Berichterstat-
tung der Medien und vor allem des ÖRR der 
letzten zwei Jahre einmal unter die Lupe nehme, 
entstehe ein schreckliches Bild von anti-
israelischer Grundtendenz. Dieses sähen junge 
Deutsche, die noch keine feste Aversion gegen 
Antisemitismus hätten. In seiner und der danach 
kommenden Generation sei durch Erziehung und 
Volksbildung in der Bundesrepublik Deutschland 
eine feste Aversion gegen Antisemitismus durch-
gesetzt worden. In den 1980er-Jahren sei es zum 
Beispiel in der Bundesrepublik Deutschland un-
denkbar gewesen, antisemitische Positionen zu 
vertreten. Damals habe ein völlig anderes Klima 
als heute vorgeherrscht. Antisemitismus sei nicht 
salonfähig gewesen. Insofern widerspreche er 
Prof. Dr. Mendel. Selbstverständlich sei Antisemi-
tismus stark importiert worden. Er sei auf Rezi-
dive von Antisemitismus in Deutschland getrof-
fen. Man habe es mit einem sehr starken musli-
mischen Judenhass zu tun. Das Thema werde 
generell ‒ auch heute wieder ‒ vermieden. Diesem 
Phänomen müsse man sich in Deutschland end-
lich widmen. Alle hätten Probleme, das zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Er wolle nicht die Frage stellen, wer von den 
Anwesenden den Koran oder andere islamische 
Grundlagenschriften gelesen habe. In ihnen 
komme ein erschreckender Judenhass zum Aus-

druck. Die Schriften müsse man lesen, darüber 
diskutieren und öffentlich darauf hinweisen.  

Zum Abschluss wolle er noch einmal darauf 
hinweisen, dass man es diesmal vor allem mit 
einer gegen Israel gerichteten Bewegung zu tun 
habe und diese anders sehen müsse als den 
klassischen Antisemitismus, den man bisher 
kenne.  

Dr. Josef Schuster (Zentralrat der Juden in 
Deutschland) geht zunächst auf die Frage nach 
dem im Kulturbereich ausgebliebenen Aufschrei 
nach dem 7. Oktober 2023 ein. StM Dr. Weimer 
habe das Stichwort „stiller Boykott“ genannt. Da 
habe man die Verbindung. Der stille Boykott be-
deute, dass bewusst Jüdinnen, Juden und Israelis 
nicht eingeladen würden. Aus dem gleichen 
Grunde, aus dem nicht eingeladen werde, fehle 
der Aufschrei in der Kultur. Schließlich würde 
man sich mit einem Aufschrei „in die falsche, 
nicht genehme Ecke bewegen“. Daher gebe es kei-
nen Aufschrei. 

Die Frage sei, was man tun könne. Was auf einer 
anderen Ebene, dem Schulbereich, möglich sei, 
das sei auch im Kulturbereich denkbar: der Aus-
tausch von Kulturschaffenden zwischen Deutsch-
land und Israel. Wer in Israel gewesen sei, das 
Land gesehen und erlebt habe, komme mit einem 
anderen Eindruck zurück, als er durch die hiesige 
Presse, Bücher oder Filme gewonnen habe.  

Es sei betrüblich, dass man bei Kulturveranstal-
tungen, nur weil es um jüdische Themen gehe, 
oder diese jüdische, israelische Künstlerinnen 
und Künstler beträfen, erhöhte Sicherheitsmaß-
nahmen anwenden müsse. Doch daran dürfe es 
nicht scheitern. 

Dr. Schuster bringt seine Freude über den Kis-
singer Sommer ‒ Internationales Musikfestival 
zum Ausdruck, da das Festival im kommenden 
Jahr unter dem Motto „Mazel Tov“ jüdische 
Themen und jüdische Komponistinnen und Kom-
ponisten ausgewählt habe. Er wisse, dass der ört-
liche Leiter der Polizeidienststelle das mit Stirn-
runzeln zur Kenntnis genommen habe. Er verstehe 
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seine Sorge einerseits, aber denke auch, dass sich 
Kulturveranstaltungen von Sicherheitsbedenken 
nicht abschrecken lassen dürften. Es sei die Auf-
gabe der Polizei, für die notwendige Sicherheit zu 
sorgen. Sonst fördere man den stillen Boykott, in 
diesem Fall nicht aus politischen Gründen, son-
dern aus Sicherheitsgründen. Das könne und 
dürfe nicht sein. Dr. Schuster dankt ausdrücklich 
dem Deutschen Kulturrat, der immer eindeutige 
Positionen vertreten habe. 

Er wolle noch ein Wort zum ÖRR sagen. Er teile 
Herrn Nolls Meinung. Die Berichterstattung der 
letzten zwei Jahre sei alles andere als objektiv 
gewesen. Dies allerdings darauf zurückzuführen, 
dass alle ÖRR-Anstalten politisch links seien, 
gehe ihm persönlich zu weit. Die Journalistin 
Sophie von der Tann etwa komme vom Bayeri-
schen Rundfunk, der nicht im Verdacht stehe, 
besonders links zu sein. 

Dr. Marcus Funck (Zentrum für Antisemitis-
musforschung, Technische Universität Berlin) 
weist darauf hin, dass er den weltweit einzigen 
Masterstudiengang Interdisziplinäre Antisemitis-
musforschung verantworte. Er könne aus der Er-
fahrung von mittlerweile zehn Jahren mit Studien, 
Organisation und Seminardiskussionen in diesem 
Feld berichten. Die Debatten und Konflikte, die in 
der Öffentlichkeit geführt würden, seien auch in 
den eigenen Räumen erfahrbar. Dies sei bereits 
lange vor dem 7. Oktober 2023 so gewesen. Man 
habe Krisen durchlaufen und diese derart gelöst, 
dass man zum Teil die Debatten selbst zum Ge-
genstand der Seminare gemacht habe, um unter-
schiedliche Positionen nicht in die Isolation zu 
treiben, sondern in sogenannten Safe Spaces zu 
behandeln. Diese seien wichtig, um unterschied-
liche Positionen austauschen, kennenlernen und 
möglicherweise auch anerkennen zu können. Das 
sei in einem kleinen geschlossenen Raum eher 
möglich als in der gesamten Gesellschaft. 

Es sei bereits mehrfach gesagt worden, dass Anti-
semitismus ein gesamtgesellschaftliches Phäno-
men/Problem und nicht allein auf Kultur oder 
Wissenschaft beschränkt sei. Man müsse Gewich-
tungen vornehmen, wo und in welcher Form 
Antisemitismus wirkungsmächtig werde. Da gebe 

es deutliche Unterschiede in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen und politischen Bereichen. Das 
sei der einzige Punkt, bei dem er Herrn Noll zu-
stimme. 

Es gebe ‒ wie erwähnt ‒ Eigenheiten, Eigengesetz-
lichkeiten und Dynamiken, die für den Kultur-, 
aber auch für den Wissenschaftsbereich gölten. 
Dazu zähle auch die Funktion ‒ es sei nicht die 
einzige ‒, radikale Kritik äußern zu dürfen und 
Grenzen zu testen. Das könne auch schiefgehen 
und müsse dann entsprechend zurückgewiesen 
werden. Die durch Wissenschafts- und Kunst-
freiheit gedeckten Möglichkeiten der Grenzüber-
schreitung solle man nicht vorab pauschal in 
Frage stellen.  

Er sei nach empirischen Studien gefragt worden, 
die wissenschaftlich belastbar seien. Es gebe sehr 
unterschiedliche Kriterien, die angelegt würden. 
Die vom Institut für Neue Soziale Plastik publi-
zierte Studie „Resonanzen: Die deutsch-israeli-
schen Kulturbeziehungen, Bestandsaufnahme, 
Trends und Empfehlungen“ halte er für eine her-
vorragende Grundlage. Notgedrungen fokussiere 
sie auf die Wahrnehmungs- und Erfahrungsebene 
der Betroffenen. Das sei eine wichtige Ebene, aber 
es gebe auch andere Ebenen und Zugangsweisen. 
An diese komme man nicht gut heran, da es sich 
beim Kulturbetrieb um ein sehr fluides, individu-
alistisches, heterogenes Gebilde handele, dass 
man nicht wie eine homogen daherkommende 
Gruppe (Beispiel: alle Hochschullehrerinnen und 
-lehrer) traditionsgemäß gleichermaßen erfassen 
könne. Man sei auf anekdotisches Wissen ange-
wiesen, mit dem man aber entsprechend vorsich-
tig umgehen müsse.  

Forschungslücken gebe es viele, deswegen stelle 
man auch ständig Anträge. Die unmittelbaren 
Reaktionen auf den 7. Oktober 2023 seien skan-
dalös und in großen Teilen antisemitisch gewe-
sen. Sie seien dann in einen Kontinuitätszusam-
menhang mit späteren Reaktionen gestellt wor-
den. Ihn würde interessieren, inwiefern anti-
israelische Positionierungen/Israelkritik im Kul-
turbereich mit dem realen Konflikt zu tun hätten 
und was daran Projektion sei und damit unter die 
Kategorie Antisemitismus falle. Trennscharfe 
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Unterscheidungen zu machen, sei sehr schwierig. 
Umso lohnender sei eine solche Studie auch für 
die Wissenschaft. 

StM Dr. Wolfram Weimer (BKM) teilt mit, dass 
sein Haus keine Zahlen zum Sekundärboykott 
habe. Er werde jedoch mit dem Beauftragten der 
Bundesregierung für jüdisches Leben in Deutsch-
land und den Kampf gegen Antisemitismus da-
rüber reden. Es wäre hilfreich, derartige Zahlen zu 
haben. 

Das Thema „unabhängige Beratungsstellen“ sei im 
Bundesministerium für Bildung, Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend angesiedelt, daher habe er 
keinen direkten Zugriff. Nach allem, was er höre, 
arbeiteten die Stellen großartig. StM Dr. Weimer 
hebt die Vielsprachigkeit positiv hervor. Schließ-
lich kämen auch Menschen, die der deutschen 
Sprache nicht mächtig seien, mit Sorgen und Lö-
sungswegen. Das sei ein Feld, bei dem man genau-
er hinschauen solle. 

Bildung sei bei der Bekämpfung von Antisemi-
tismus ein Schlüssel. StM Dr. Weimer bringt seine 
Freude darüber zum Ausdruck, dass sowohl in 
den Haushaltsberatungen und in den Projektpla-
nungen als auch in der Konzeption des Bundes 
für die Gedenkstätten zur Aufarbeitung der NS-
Terrorherrschaft und der SED-Diktatur entsprech-
ende Akzente gesetzt worden seien ‒ auch weil 
Zeitzeugen stürben und deswegen die Bildungs-
arbeit neu gedacht werden müsse. 

Der Vorsitzende leitet in die zweite Fraktions-
runde über. 

Abg. Pascal Reddig (CDU/CSU) sagt, viele Anwe-
sende hielten den Antisemitismus für unerträg-
lich. Das Thema betreffe aber nicht nur den Kul-
turbereich, sondern auch den Medienbereich, wie 
man in den letzten Monaten habe sehen können. 
Verschiedene Beispiele seien in der heutigen 
Sitzung auch zu hören gewesen.  

Er sei auf eine Passage in der Stellungnahme 
Prof. Dr. Mendels gestoßen, die er so verstanden 

habe, dass Prof. Dr. Mendel staatliche Eingriffe, 
Verbote und entsprechend harte Förderricht-
linien, die sich auch auf Antisemitismus bezögen, 
kritisiere. Es müsse jedoch gerade staatliche Auf-
gabe sein, dort, wo es an die Grundfesten der 
Demokratie gehe, einen Standpunkt zu verdeut-
lichen und entsprechend zu handeln. Prof. 
Dr. Mendel möge die Passage bitte erläutern. 

Er wolle aufgreifen, was Dr. Schuster mit Blick auf 
den Kulturaustausch und die Beziehungen gesagt 
habe, nämlich dass man das, was im Schulbereich 
existiere, auf Kultur und Medien übertragen solle. 
Auch Herr Zimmermann habe dazu etwas in sei-
ner Stellungnahme geschrieben. Was gut funktio-
nieren könne, den Kulturaustausch wieder zu be-
fördern und am besten auch deutlich auszuwei-
ten, soll Herr Zimmermann sagen. 

Abg. Ronald Gläser (AfD) sagt, dass niemand auf 
den vorletzten Internationalen Filmfestspielen 
Berlins (Berlinale) an David Cunio erinnert habe. 
Er sei ein israelischer Schauspieler, der zehn Jahr 
zuvor auf der Berlinale gewesen sei. Er habe nicht 
erneut kommen können, weil die Hamas ihn nach 
Gaza verschleppt habe. Dort hätte er bis vor ein 
paar Wochen gesessen, bis das Machtwort des US-
Präsidenten Donald Trump dafür gesorgt habe, 
dass er wieder freigekommen sei. Im Publikum 
der genannten Berlinale hätten die damalige BKM 
Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und 
Berlins Regierender Bürgermeister Kai Wegner 
(CDU) bei harten anti-israelischen Äußerungen 
phrenetisch Beifall geklatscht. Es handele sich um 
einen Skandal in der Berliner Kulturszene. 

Ob er in Absprache mit der Berlinale-Leitung 
sicherstellen könne, dass sich so etwas nicht wie-
derhole, soll StM Dr. Weimer sagen. Ob es etwa 
Vorgaben in Bezug auf das Programm mit Nahost-
bezug gebe, möge gesagt werden. Dieses sei immer 
eine Einladung für eine bestimmte Klientel, vor-
beizukommen und Bambule zu machen. 

Wie er sich Meldestellen vorstelle und warum er 
es als notwendig erachte, für die Rückforderung 
ausgezahlter Subventionen einen Rechtsrahmen 
zu erarbeiten, soll Dr. Schuster sagen. 
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Die Unterstellung, die AfD oder ihre Anhänger-
schaft seien besonders antisemitisch, sei Blöd-
sinn. Das ZDF-Politbarometer habe im April 2024 
gefragt, ob mehr Druck auf Israel für ein Kriegs-
ende ausgeübt werden solle. Die Anhängerschaft 
keiner anderen Partei habe mit so geringer Zahl 
mit „Ja“ geantwortet wie die Anhängerschaft der 
AfD.  

Abg. Holger Mann (SPD) sagt, Herr Zimmermann 
beschreibe in seiner Stellungnahme die Arbeits-
stelle gegen Antisemitismus als ein Instrument, 
um Handlungssicherheit im Kulturbereich zu 
schaffen. Welche typischen Konfliktlagen und 
Unsicherheiten ihm in der Praxis begegneten und 
was er sich wünsche, um die Arbeitsstelle zu 
sichern, soll der Geschäftsführer des Deutschen 
Kulturrats beantworten. 

In der Debatte um Antisemitismus habe sich die 
Definition der International Holocaust Remem-
brance Alliance (IHRA) etabliert. Diese erscheine 
recht offen und er erlebe immer wieder, dass es 
viel Unsicherheit bei der Anwendung und auch in 
der Abgrenzung zum Beispiel zu legitimer Kritik 
am Handeln der israelischen Regierung in einzel-
nen Feldern gebe. Womöglich begegne Prof. 
Dr. Mendel das genauso bei seiner Arbeit im 
Kultur- oder Schulbereich. Was er den entsprech-
enden Institutionen bei Konflikten und Vorfällen 
empfehle und wo sie Orientierung finden könn-
ten, soll gesagt werden.  

Abg. Dr. Gregor Gysi (Die Linke) spricht für seine 
Fraktion. Die Studie „Resonanzen. Die deutsch-
israelischen Kulturbeziehungen. Bestands-
aufnahme, Trends und Empfehlungen“ des 
Instituts für Neue Soziale Plastik halte für die 
deutsch-israelischen Kulturbeziehungen fest, dass 
der Austausch in den Künsten im Vergleich zum 
Austausch in der Wissenschaft, bei der Jugend 
und im Bildungsbereich hinterherhinke. Welche 
kulturpolitischen Instrumente nötig seien, um den 
künstlerischen Austausch stärker zu beleben, soll 
Frau Leder sagen. 

Prof. Dr. Mendel beschreibe in seiner Stellung-
nahme das Spannungsfeld zwischen Kunstfreiheit 
auf der einen Seite und dem Schutz von Minder-

heiten auf der anderen Seite. Dabei stelle er die 
Frage, ob staatliche Regulierung, also etwa die 
Verankerung der IHRA-Definition des Antisemi-
tismus in Förderrechtlinien, ihre Ziele erreichten 
oder ob die Schäden für die liberale Ordnung den 
Nutzen überstiegen. Prof. Dr. Mendel möge seine 
Position darlegen. Wie Kulturinstitutionen und 
Bildungseinrichtungen einen sicheren Raum 
schaffen könnten, in dem sowohl jüdische als 
auch palästinensische Perspektiven gehört wür-
den, ist ebenfalls von Interesse. Prof. Dr. Mendel 
habe an der Studie „Die angespannte Mitte“ der 
Friedrich-Ebert-Stiftung mitgearbeitet, in der anti-
semitische Einstellungen in der deutschen Gesell-
schaft untersucht worden seien. Er möge die Er-
kenntnisse daraus mitteilen. 

Was er unter Brave Spaces im Unterschied zu Safe 
Spaces, insbesondere in künstlerischen und kultu-
rellen Debattenräumen, verstehe, soll Dr. Funck 
sagen. Wie sich in der Praxis der von ihm be-
schriebene doppelte Boykott progressiver israe-
lischer Künstlerinnen und Künstler, sowohl inter-
national als auch in Israel und Deutschland, zeige, 
interessiert ebenfalls. Welche Rolle die Shoah für 
junge Menschen heute spiele, wolle er von Frau 
Berg erfahren. Welche Mittel die Bundesregierung 
derzeit für die Förderung deutsch-israelischer 
Beziehungen bereitstelle und ob diese ausrei-
chend seien, soll StM Dr. Weimer beantworten.  

Abg. Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) sagt, eine ihrer Fragen beziehe sich auf 
eine Aussage Frau Bergs, dass jüdisches Leben 
häufig „nur noch“ aus der Opferperspektive sicht-
bar sei und dass sie mit dem JMB dagegen arbeite. 
Von Interesse sind Herrn Zimmermanns und 
Dr. Schusters Ansichten dazu, insbesondere mit 
Blick auf den Kulturbereich. Ob es eine Weiter-
entwicklung auf kulturellem Gebiet für Jüdinnen 
und Juden hierzulande gebe oder ob man eine Art 
Konservierung erlebe, weil alles heikel sei, wie es 
in der heutigen Sitzung angesprochen worden sei. 

Wie er die IHRA-Antisemitismus-Definition beur-
teile, soll Dr. Schuster sagen. Sie habe die Präsi-
dentin der Israelitischen Kultusgemeinde Mün-
chen und Oberbayern, Charlotte Knobloch, kurz 
nach dem 7. Oktober 2023 besucht. Sie habe einen 
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Satz gesagt, der ihr, Abg. Göring-Eckardt, seither 
nicht mehr aus dem Kopf gehe. Frau Knobloch 
habe gesagt: „Unsere Freunde haben eine gewisse 
Zurückhaltung“. Wenn man sie kenne, wisse man, 
dass diese Formulierung vornehm und tatsächlich 
eine sehr harte Darstellung sei. Ob der Protest der 
Künstlerinnen und Künstler ausgeblieben sei, was 
mit dem Protest der Zivilgesellschaft sei, ob die 
Zurückhaltung inzwischen aufgeweicht sei oder 
ob sich Deutschland weiter bei der Solidarität mit 
Jüdinnen und Juden und zum Existenzrecht Isra-
els zurückhalte, soll Dr. Schuster beurteilen.  

Der Vorsitzende erteilt das Wort für die Antwor-
ten.  

StM Dr. Wolfram Weimer (BKM) beginnt mit der 
Antwort auf die Frage zu den deutsch-israelischen 
Beziehungen und ob es genug sei, was das Haus 
des BKM diesbezüglich mache. Die größten Pro-
jekte würden vom Auswärtigen Amt getragen und 
finanziert. Das Haus des BKM tue alles, was aus 
Deutschland heraus möglich sei, sowohl insti-
tutionell als auch projektbezogen und auch fall-
weise. Man sei sehr offen, aktiv und auch gerade 
in diesem Jahr noch einmal aktiver geworden. 
StM Dr. Weimer dankt dem Parlament, dass es 
hier und da Mittel zur Verfügung gestellt habe. Er 
nennt einige Beispiele, unter anderen die Studie  
„Resonanzen. Die deutsch-israelischen Kulturbe-
ziehungen. Bestandsaufnahme, Trends und Emp-
fehlungen“. 

Bei der Documenta und der Berlinale habe es 
Probleme gegeben. Er sei gefragt worden, wie man 
sicherstelle, dass dies nicht wieder geschehe. Bei 
beiden Institutionen gebe es starke neue Besetz-
ungen und sein Haus habe das Thema weiträumig 
adressiert. Jede Institution formuliere für sich 
einen Code of Conduct, in beiden Einrichtungen 
seien die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge-
schult worden. Beide Verantwortliche hätten ihm 
versichert, dass sie darauf achteten, dass sich die-
se Dinge nicht wiederholten. 

Hetty Berg (Jüdisches Museum Berlin) berichtet, 
dass Shoah und Antisemitismus selbstverständ-
lich auch sehr präsent im JMB seien. Doch seien 
die Themen nicht isoliert, sondern würden im 

Kontext von jüdischer Kultur und jüdischem Le-
ben präsentiert. Wenn man nur auf die Shoah 
gucke und nicht wisse, was das vernichtete jü-
dische Leben gewesen sei, sage das den Menschen 
kaum etwas. Sie müssten zuerst eine Beziehung 
zu der breiteren Geschichte aufbauen und verste-
hen, dass es in der Gegenwart auch noch jüdi-
sches Leben gebe. Frau Berg verweist auf die aktu-
elle Ausstellung „Claude Lanzmann. Die Auf-
zeichnungen“. 

Zu der Frage, welche Rolle die Shoah für junge 
Menschen noch spiele, gebe es Umfragen. Diese 
zeigten, dass immer weniger junge Menschen die 
Shoah präsent hätten. Das sei eine große Aufgabe 
für Bildung und Unterricht in Deutschland. Sie 
rate, die Themen nicht isoliert anzusprechen, son-
dern in einen breiteren Kontext von jüdischer 
Kultur und jüdischem Leben zu stellen. 

Olaf Zimmermann (Deutscher Kulturrat) sagt, 
dass es misslich wäre, wenn man nur in die Ver-
gangenheit schaue. Man müsse in die Zukunft 
schauen. Im Bereich der zeitgenössischen Kunst 
spielten Israel und israelische Künstlerinnen und 
Künstler in Deutschland eine ganz große Rolle, be-
sonders in Berlin. Dies gelte insbesondere für die 
Bereiche Bildende Kunst und Tanz. Daher sei es 
inakzeptabel, dass genau diese Künstlerinnen und 
Künstler boykottiert würden. Sie seien ein wich-
tiger Teil des aktuellen künstlerischen Schaffens. 

Die Arbeitsstelle gegen Antisemitismus beim 
Deutschen Kulturrat werde von der Stiftung 
Erinnerung, Verantwortung und Zukunft (EVZ) 
gefördert und habe die Aufgabe, Kulturverbände 
im Umgang mit dem Thema der heutigen Sitzung 
zu beraten. Es werde etwa in folgenden Punkten 
beraten: Wie könne man die Sicherheit bei einer 
Veranstaltung gewährleisten? Wie könne man mit 
Störerinnen und Störern umgehen? Wie könne 
man Gewalt gegen Sachen oder Personen vermei-
den? Es gehe erst einmal darum, miteinander ins 
Gespräch zu kommen. Schließlich könne es nicht 
sein, dass aufgrund einer Bedrohungslage bestim-
mte Kunst nicht stattfinde. Das müsse gemeinsam 
verhindert werden.  

Doch Beratung allein werde nicht helfen, fährt 
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Herr Zimmermann fort und richtet einen Appell 
an StM Dr. Weimer. Es seien mehr als Worte 
nötig, man brauche auch Taten im Sinne von 
Unterstützung. Wenn man zum Beispiel Veran-
staltungen stärker absichern müsse, benötige man 
dazu Mittel. Das gelte auch für die Arbeitsstelle 
gegen Antisemitismus. Die EVZ habe diese 
freundlicherweise anfangs finanziert. Dafür sei 
eine halbe Stelle eingerichtet worden, die in 
einem Dreivierteljahr auslaufe. Der Deutsche 
Kulturrat habe großes Interesse, die Arbeitsstelle 
weiterzuführen. Herr Zimmermann bittet die 
Abgeordneten, ihn in dieser Angelegenheit zu 
unterstützen. Weiterhin dankt er für die Unter-
stützung in den aktuellen Haushaltsberatungen, 
dadurch könnten die Aktivitäten auch im 
nächsten Jahr, in dem man jüdisches Leben in 
Deutschland zeigen wolle, weitergehen. 

Die Frage sei, was die besseren Maßnahmen gegen 
Antisemitismus seien. Es werde nicht zu weniger 
Antisemitismus führen, wenn man das Zuwen-
dungsrecht verschärfe. Man müsse in den Kultur-
einrichtungen arbeiten. Die Erklärung der Kultur-
ministerkonferenz (Kultur-MK), der Beauftragten 
der Bundesregierung für Kultur und Medien 
(BKM) und der kommunalen Spitzenverbände aus 
dem Jahr 2024 habe den richtigen Weg gewiesen. 
Die Hauptaussage habe gelautet: man müsse 
beraten, unterstützen und den Kulturbereich in 
die Lage versetzen, Antisemitismus zu 
bekämpfen.  

Stella Leder (Institut für Neue Soziale Plastik) 
möchte die Frage in den Raum stellen, ob das 
Thema Antisemitismus ein kulturpolitisches The-
ma sei und wenn ja, was dies bedeute. Spätestens 
seit der Documenta 15 habe man glücklicherweise 
endlich eine Debatte über Antisemitismus in der 
Kultur. Sie sei sehr wichtig. Bisher habe man vor 
allem über die Themen Förderrecht, Klauseln und 
Codes of Conduct diskutiert. Das seien mehr oder 
weniger Instrumente zur Repression und zur Ver-
haltensregulierung.  

Wenn man das Thema jedoch als Kulturthema 
begreife, dann müsse man auch fragen, was das 
Spezifische in der Kultur sei. Frau Leder formu-
liert folgende Fragen: Was ist das Spezifische an 

Antisemitismus in künstlerischen Kontexten? Wie 
tritt er auf und wie sieht er aus? Weiterhin fragt 
sie, was ein Beratungsangebot sei. Meinten alle 
mehr oder weniger dieselben Angebote, die man 
im Bereich Soziales und Schule habe? Das sei 
ihrer Ansicht nach nicht ausreichend.  

Man spreche über einen sehr großen und aus-
differenzierten Bereich. Man müsse Institutionen, 
Künstlerinnen und Künstler dazu befähigen, Anti-
semitismus zu erkennen ‒ etwa literarischen Anti-
semitismus, visuellen Antisemitismus, Antisemi-
tismus im Theater und so weiter. Da existiere eine 
riesige Lücke. Die Institutionen, die Künstle-
rinnen und Künstler seien nicht vorbereitet auf 
das, was im Moment passiere. Das liege auch da-
ran, dass sie sich in ihren Ausbildungen nicht da-
mit auseinandergesetzt hätten. Das werde man 
nicht von heute auf morgen ändern können. Die 
Beratungsarbeit müsse spezifisch für diesen Be-
reich ausgestaltet sein.  

Man rede über einen so großen Bereich, dass die 
Beratungsangebote nicht ausreichend sein wür-
den. Man müsse daher überlegen, wie man die 
Debatte über Antisemitismus in den Kulturbetrieb 
hineinbringe. Das gelinge am besten über spezi-
fische offene Projektförderungen und Ausschrei-
bungen, beispielsweise Theaterprojekte, museale 
Projekte etc., für jene, die sich mit der Thematik 
befassen möchten. 

Ähnliches gelte für den deutsch-israelischen Kul-
turaustausch. Der Kulturaustausch in den Künsten 
hänge am Engagement einzelner Menschen. Es sei 
positiv, dass es dies gebe. Doch solle man über-
legen, welche Struktur es brauche, um den Aus-
tausch zu fördern bei jenen, die ihn möchten. 
Auch für diesen Bereich könnten internationale 
Projektförderungen viel bewegen. Man solle nicht 
nur Delegationsreisen unternehmen und Treffen 
organisieren, sondern Koproduktionen und ge-
meinsame Ausstellungen im künstlerischen Be-
reich fördern. 

Prof. Dr. Meron Mendel (Bildungsstätte Anne 
Frank) stimmt Frau Leder in allem zu. Egal wie 
man dazu stehe, man müsse feststellen, dass 
Repression und Verhaltensregulierung in den 
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letzten Jahren nur kontraproduktiv gewesen seien. 
Prof. Dr. Mendel erinnert daran, dass der Deut-
sche Bundestag im Jahr 2019 einen gemeinsamen 
Antrag von CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 
90/Die Grünen mit dem Titel „BDS-Bewegung 
entschlossen entgegentreten ‒ Antisemitismus be-
kämpfen“ (19/10191) angenommen habe. Diese 
sogenannte BDS-Resolution sei nicht nur von den 
Wissenschaftlichen Diensten des Parlaments als 
nicht verbindlich erklärt worden, sondern es sei 
durch alle Instanzen einheitlich geurteilt worden, 
dass die Resolution keine Bedeutung habe. Man 
könne zwar Erklärungen abgeben, doch böten 
diese keine Eingriffsmöglichkeiten in die Kultur-
welt. 

Auch die Antisemitismusklausel für öffentlich ge-
förderte Kultureinrichtungen des damaligen Ber-
liner Kultursenators Joe Chialo sei aus gutem 
Grund zurückgenommen worden. Repressions-
maßnahmen führten dazu, dass eher das Gegenteil 
erreicht werde: Es werde die Vorstellung einer 
Übermacht der Juden geschaffen, Antisemiten 
stilisierten sich als Opfer etc.  

Man brauche andere Instrumente. Die Kunst- und 
Kulturwelt sei nicht der Feind. Wenn StM 
Dr. Weimer sich für einen Intendanten oder eine 
Intendantin entscheide, dann gehe damit Ver-
trauen in die Person einher. Es seien die Verbün-
deten, mit denen man arbeiten und reflektieren 
müsse.  

Sodann spricht Prof. Dr. Mendel über die IHRA-
Definition und anderer Definitionen von Anti-
semitismus. Es gebe das Problem, dass die Grenze 
zwischen Kritik an Israel und Antisemitismus in 
Gesellschaft, Politik und Wissenschaft umstritten 
sei. Zur IHRA-Definition gebe es eine Gegendefini-
tion, die Jerusalemer Erklärung zum Antisemitis-
mus/Jerusalem Declaration on Antisemitism. Er 
positioniere sich weder zu der einen noch zu der 
anderen, ihm gehe es stattdessen darum, dass die 
gesellschaftliche Debatte darüber gebraucht werde 
‒ in Parlamenten sowie in Kunst- und Kulturein-
richtungen. 

Wenn ein Gesetz gebrochen werde, etwa durch 
Gewalt gegen einen jüdischen Studenten oder das 

Malen von Hakenkreuzen, seien das Gesetzesver-
stöße. Alles andere jedoch sei Teil der gesell-
schaftlichen, politischen und kulturellen Debatte. 
Gebraucht würden Fördermittel und Projekte, 
damit die Debatte in Kunst und Kultur geführt 
werden könne.  

Chaim Noll (Schriftsteller und Journalist) sagt, das 
Thema Medien sei bisher etwas zu kurz gekom-
men. Der ÖRR habe eine verhängnisvolle Rolle 
während des Gaza-Krieges gespielt. Es sei in der 
Sitzung gesagt worden, dass das Wissen über die 
Shoah bei der jungen Generation zurückgehe. Das 
sei auch in Israel so und ein Stück weit natürlich, 
da viel Zeit vergangen sei und die Vermittlung 
immer schwerer werde. Daher sei es umso ver-
hängnisvoller, wenn die junge Generation in 
Deutschland heute so massiv anti-israelisch einge-
nommen werde, wie dies durch den ÖRR wäh-
rend des Gaza-Krieges geschehen sei.  

Besonders skandalös finde er den Fall Deutsche 
Welle (DW), die eine Art Staatssender sei, wenn er 
das richtig verstehe, und der direkten Beeinflus-
sung der Bundesregierung unterliege. Journalisten 
der WELT hätten berichtet, dass bei der DW-
Berichterstattung über den Krieg im Nahen Osten 
kontinuierlich gegen journalistische Standards 
verstoßen worden sei. In der Darstellung des di-
rekt aus deutschen Steuermitteln finanzierten 
Staatssenders sei der Hauptaggressor immer Israel 
gewesen. Dass der Krieg durch den Hamas-Terror 
ausgelöst worden sei, erfahre man in der Bericht-
erstattung der DW nur am Rande. Ein DW-Mitar-
beiter habe der WELT anvertraut, dass pro-israe-
lische oder jüdische Kolleginnen und Kollegen in 
ihren Redaktionen ignoriert würden. Man sage ih-
nen noch nicht einmal „guten Tag“. 

Er könne bestätigen, dass die Stimmung im deut-
schen Medienbetrieb bedenklich sei. Auf den 
ÖRR, der durch eine Zwangssteuer finanziert wer-
de, könne man direkt Einfluss nehmen. Abg. 
Faeser habe das Thema Faktensicherheit ange-
sprochen. Die Bürgerinnen und Bürger hätten ein 
Anrecht darauf. Faktensicherheit sei während des 
Gaza-Krieges nicht gegeben gewesen. Es seien 
Hamas-Narrative übernommen worden. Es seien 
der deutschen Jugend die unglaublichsten Ge-
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schichten mitgeteilt worden. Das habe eindeutig 
zum Anwachsen des Antisemitismus in der 
deutschen Jugend beigetragen. Das finde er über-
aus bedenklich. 

Dr. Josef Schuster (Zentralrat der Juden in 
Deutschland) teilt mit, dass er die Einrichtung 
unabhängiger Meldestellen für wichtig halte. Das 
Open Art Hub in Berlin könne als Modell dienen. 
Die Meldestellen müssten nicht genau so aus-
sehen, aber es solle unabhängige Meldestellen für 
Antisemitismus im Kulturbetrieb geben. Diese 
sollten derart unabhängig sein, dass derjenige, der 
sich an die Stelle wende, nicht die Sorge haben 
müsse, in seiner Institution Sanktionen zu er-
fahren. 

Die Frage, ob es bei antisemitischen Vorfällen im 
Kulturbetrieb Rückforderungen bereits erfolgter 
Förderungen geben müsse, beantworte er mit ja. 
Das sei sinnvoll, da Repressalien in einer solchen 
Situation sein müssten. Eine Verbesserung der 
Situation sei auf diese Weise möglich, auch wenn 
sie bedauerlicherweise zwangsweise erfolge. 

Es sei die Frage nach einer Weiterentwicklung im 
Kulturbetrieb gestellt worden. Es gebe eine Wei-
terentwicklung mit jüdischen Künstlerinnen und 
Künstlern, allerdings verständlicherweise nicht in 
dem Maße, wie man es aus der Geschichte und 
der Zeit vor der Shoah kenne. Die Anzahl der in 
Deutschland lebenden Jüdinnen und Juden sei 
heutzutage immer noch geringer als früher. Doch 
gebe es auch Veranstaltungen mit jüdischen 
Künstlerinnen und Künstlern, die offensichtlich 
keine Probleme hätten. Er denke beispielsweise an 
Konzerte mit Igor Levit, bei denen ‒ soweit ihm 
bekannt sei ‒ keine gravierenden Sicherheitsprob-
leme aufträten. Viele Kultureinrichtungen hätten 
möglicherweise etwas zu viel Angst und handel-
ten besonders vorsichtig. Er erwarte und erhoffe 
sich etwas mehr Mut von den Kulturinstitutionen. 

Sodann thematisiert Dr. Schuster Antisemitismus-
Definitionen. Er halte die IHRA-Definition im Ver-
gleich zur Jerusalem Declaration on Antisemitism 
unverändert für die bessere. Der Hinweis darauf, 
zu bedenken, dass Kritik an Israel auch antisemi-
tisch sein könne, sei wichtig. Er wisse nicht, wie 

sich die Situation ohne die IHRA-Definition in 
den letzten zwei Jahren entwickelt hätte.  

Der fehlende Protest aus der Gesellschaft sei 
nichts Neues. Er habe am 7. Oktober 2023 gesagt, 
heute stehe man auf Israels Seite, in drei Wochen 
werde sich das Bild wenden ‒ ohne damals zu 
wissen, was in Israel geschehen sollte. Das sei lei-
der eine Situation, mit der der Zentralrat der Ju-
den in Deutschland leben müsse, insbesondere 
auch, da es der Hamas gelungen sei, den Propa-
gandakrieg mit Bildern zu gewinnen und viele 
Menschen auf ihre Seite zu ziehen. 

Dr. Marcus Funck (Zentrum für Antisemitismus-
forschung, Technische Universität Berlin) geht auf 
die Formulierung „doppelter Boykott“ ein. Es 
würden, ob still oder offen, nicht nur israelische 
jüdische Künstlerinnen und Künstler, die in 
Deutschland aufträten, boykottiert oder gemieden. 
Auch in Israel stünden israelische jüdische Künst-
lerinnen und Künstler ‒ er nenne sie einmal pro-
gressiv ‒ unter massivem Druck. Alle Anwesen-
den wüssten, dass die israelische Regierung in 
Teilen rechtsextrem durchsetzt sei. Es werde 
massiver Druck auf den Kultur- und den Bil-
dungsbereich im weitesten Sinne ausgeübt. Es 
gehe um Menschen, die in einer Zwischenwelt 
lebten und nirgendwo Anerkennung fänden. Auch 
diesem großen Problem solle man Beachtung 
schenken.  

Sodann geht Dr. Funck auf die Begriffe „Brave 
Spaces“ und „Safe Spaces“ ein. Safe Spaces seien 
eingerichtet und entwickelt worden, um vulnera-
blen Gruppen die Möglichkeit zu geben, in einem 
abgeschlossenen Raum im Selbstgespräch zu sich 
zu finden und als gemeinsame Stimme zu argu-
mentieren. Er sehe die Safe Spaces nicht in einem 
direkten Zusammenhang mit den aktuellen Pro-
blemen, doch habe man Bubbles kreiert: isolierte, 
voneinander getrennte Räume, die im permanen-
ten Selbstgespräch mit sich seien. Der Brave 
Space sei ein Raum, der die Gruppen wieder zu-
sammenführe und ermuntere, kontrovers zu de-
battieren und sich auszutauschen, um zu dem 
Punkt zu kommen, dass man den anderen an-
erkenne. Es seien in diesem Zusammenhang sehr 
viele gute Ideen für die zukünftige Gestaltung von 
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Bildungsprogrammen eingebracht worden. 

Wenn man davon spreche, dass man Dialogfor-
mate für die deutsch-israelischen Beziehungen 
schaffen müsse, habe ihm ein Punkt gefehlt. Das 
sei die Sichtbarmachung der Vielfalt beider Ge-
sellschaften. Auf deutscher Seite gebe es auch mi-
grantische Stimmen oder die Stimmen anderer 
Minderheiten, auf der israelischen Seite auch 
nicht-jüdische Stimmen, die in Israel über 
20 Prozent der Bevölkerung ausmachten. Die 
Vielfalt der Gesellschaften solle sichtbar gemacht 
werden.  

 

Tagesordnungspunkt 2 

Beschluss über die Durchführung einer öffent-
lichen Anhörung zur Unterrichtung durch die 
Bundesregierung: Konzeption des Bundes für die 
Gedenkstätten zur Aufarbeitung der NS-Terror-
herrschaft und der SED-Diktatur 
BT-Drucksache 21/2910 
 

 
Der Ausschuss für Kultur und Medien beschließt 
die öffentliche Anhörung einstimmig vorbehalt-
lich der Überweisung der Drucksache durch das 
Plenum. 

 

Tagesordnungspunkt 3 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förde-
rung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
im Rentenalter (Aktivrentengesetz) 

BT-Drucksache 21/2673 
 

Der Ausschuss für Kultur und Medien empfiehlt 
Annahme der Änderungsanträge der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 
21(7)83 mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD und Die Linke gegen die Stimmen 
der Fraktion der AfD bei Stimmenthaltung der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Der Ausschuss für Kultur und Medien empfiehlt 
Annahme des Gesetzentwurfs der Bundes-
regierung auf Drucksache 21/2673 in der Fassung 
des Änderungsantrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 
21(7)83 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der 
Fraktionen AfD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Die Linke. 

 

Tagesordnungspunkt 4 

Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förde-
rung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
im Rentenalter (Aktivrentengesetz) 
– Drucksache 21/2673 – 
Stellungnahme des Bundesrates und 
Gegenäußerung der Bundesregierung 

BT-Drucksache 21/2984 
 
 

Der Ausschuss für Kultur und Medien empfiehlt 
Kenntnisnahme. 

 

 

 

Schluss der Sitzung: 17:17 Uhr 
 
 
 
 
Dr. Gregor Gysi, MdB 
Geschäftsführender Vorsitzender  
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